
 

 

Synopse zum Allgemeinen Ausführungsdekret zur PrävO  
 

Geltende Fassung 
 

(zu ändernder Wortlaut: grün) 

 

Geänderte Fassung  
 

 (geänderter Wortlaut/ 
Hinweise zu Änderungen: rot) 

 

Ausführungsbestimmungen 
zu der  

Ordnung zur Prävention gegen se-
xualisierte Gewalt an Minderjähri-
gen und schutz- oder hilfebedürfti-
gen Erwachsenen im Bistum Fulda 
 

Allgemeines Ausführungsdekret 
zu der  

Ordnung zur Prävention gegen se-
xualisierte Gewalt an Minderjähri-
gen und schutz- oder hilfebedürfti-
gen Erwachsenen im Bistum Fulda 

(AAD PrävO) 
 

Auf Grund von § 14 der Ordnung zur Präven-
tion gegen sexualisierte Gewalt an Minder-
jährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen im Bistum Fulda (Präventions-
ordnung Fulda – PrävO FD) vom 17. Novem-
ber 2014 (K. A. 2014, Nr. 147) werden fol-
gende Ausführungsbestimmungen erlassen: 

 

Auf Grund von can. 31 CIC ergeht gemäß § 
17 der Ordnung zur Prävention gegen sexu-
alisierte Gewalt an Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
im Bistum Fulda (Präventionsordnung Fulda 
– PrävO FD) vom 17. November 2014 (K. A. 
2014, Nr. 147) folgendes Allgemeines Aus-
führungsdekret: 

 
Abschnitt 1 

Ausführungsbestimmungen  
zu § 5 PrävO FD:  

Erweitertes Führungszeugnis  

 

Abschnitt 1 
Ausführungsbestimmungen  

zu § 5 PrävO FD:  
Erweitertes Führungszeugnis  

 
§ 1 

Feststellung der Vorlagepflicht 

 

§ 1 
Feststellung der Vorlagepflicht 

 
(1) Kirchliche Rechtsträger im Sinne von § 

1 PrävO FD haben vor der Einstellung 
neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie vor der Beauftragung zu ehren-
amtlicher Tätigkeit festzustellen, ob die 
einzustellende oder zu beauftragende 
Person gemäß § 5 Abs. 1 bis 3 PrävO 
FD zur Vorlage eines erweiterten Füh-
rungszeugnisses verpflichtet ist. Falls 
eine Vorlagepflicht besteht, ist festzu-
stellen, ob die Vorlage einmalig oder 
wiederholt erfolgen muss.  
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(2) Zur Prüfung der Vorlagepflicht können 
geeignete Prüfschemata Verwendung 
finden. Der kirchliche Rechtsträger hat 
gegebenenfalls zu dokumentieren, wel-
ches Prüfschema verwendet worden ist. 
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§ 2 
Anforderung des erweiterten Führungs-

zeugnisses 

 

§ 2 
Anforderung des erweiterten Führungs-

zeugnisses 

 
(1) Das erweiterte Führungszeugnis wird 

vom jeweiligen kirchlichen Rechtsträger 
bei den in seinem Bereich tätigen vorla-
gepflichtigen Personen durch eine 
schriftliche Aufforderung im Sinne von § 
30a Abs. 2 des Bundeszentralregister-
gesetzes angefordert. Hierfür wird vom 
Bischöflichen Generalvikariat ein Mus-
terbrief bereitgestellt. Unter Vorlage der 
Aufforderung hat die vorlagepflichtige 
Person bei der für sie zuständigen Mel-
debehörde ein erweitertes Führungs-
zeugnis zur Übersendung an die Privat-
adresse zu beantragen. Dieses ist nach 
Erhalt unverzüglich an den kirchlichen 
Rechtsträger weiterzuleiten. 
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(2) Die Beantragung bei der Meldebehörde 
nach Abs. 1 Satz 3 entfällt, wenn die vor-
lagepflichtige Person bereits über ein 
zur Vorlage bei einem anderen Rechts-
träger beantragtes erweitertes Füh-
rungszeugnis oder eine beglaubigte Ko-
pie eines solchen verfügt.     

 

(2) Die Beantragung bei der Meldebehörde 
nach Abs. 1 Satz 3 entfällt, wenn die vor-
lagepflichtige Person bereits über ein 
zur Vorlage bei einem anderen Rechts-
träger beantragtes erweitertes Füh-
rungszeugnis verfügt.  
 

 
§ 3 

Zuständigkeit für die Prüfung 

 

§ 3 
Zuständigkeit für die Prüfung 

 
(1) Ein im Rahmen einer Bewerbung vorge-

legtes erweitertes Führungszeugnis wird 
von dem jeweils zuständigen Personal-
verantwortlichen geprüft.  
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(2) Für die Prüfung eines während eines be-
stehenden Dienstverhältnisses oder für 
eine ehrenamtliche Tätigkeit vorgelegten 
erweiterten Führungszeugnisses ist zu-
ständig: 
 
1. der zu diesem Zweck ernannte Bi-

schöfliche Notar für  
 
a) nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 PrävO 

FD vorlagepflichtige Personen, 
 

b) vorlagepflichtige Personen, die 
im Bereich der Bistumsverwal-
tung, der Domkirche sowie der in 
Trägerschaft des Bistums oder 

(2) Für die Prüfung eines während eines be-
stehenden Dienstverhältnisses oder für 
eine ehrenamtliche Tätigkeit vorgelegten 
erweiterten Führungszeugnisses ist zu-
ständig: 
 

1. der zu diesem Zweck ernannte Bi-
schöfliche Notar für  
 
a) nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 PrävO 

FD vorlagepflichtige Personen, 
 

b) vorlagepflichtige Personen, die 
im Bereich der Bistumsverwal-
tung, der Domkirche sowie der in 
Trägerschaft des Bistums oder 



 

 

des Bischöflichen Stuhls befindli-
chen Schulen und Bildungsein-
richtungen eingesetzt sind, und 

 
c) vorlagepflichtige Personengrup-

pen, für die durch ein Dekret des 
Generalvikars die Prüfung der er-
weiterten Führungszeugnisse 
durch den Bischöflichen Notar 
angeordnet ist;  
 
 

2. die die Personalakte führende Stelle 
oder eine von dieser bestimmte 
Stelle für alle sonstigen vorlagepflich-
tigen Personen. 
 
 

Als eine die Personalakte führende Stelle 
im Sinne dieser Ausführungsbestimmun-
gen gilt auch eine zu ehrenamtlicher Tä-
tigkeit beauftragende Stelle.  

 

des Bischöflichen Stuhls befindli-
chen Schulen und Bildungsein-
richtungen eingesetzt sind, und 

 
c) vorlagepflichtige Personen in Kir-

chengemeinden oder bei sonsti-
gen kirchlichen Rechtsträgern, für 
die durch ein Dekret des General-
vikars die Prüfung der erweiterten 
Führungszeugnisse durch den Bi-
schöflichen Notar angeordnet ist;  

 
2. eine jeweils vom kirchlichen Rechts-

träger beauftragte geeignete und un-
abhängige Person oder Stelle für alle 
sonstigen vorlagepflichtigen Perso-
nen. 
 

Nicht als unabhängig im Sinne von Satz 
1 Nr. 2 gilt, wer im Hinblick auf die Per-
sonen, deren erweitertes Führungszeug-
nis zu prüfen ist, eine fachliche oder dis-
ziplinarische Dienstvorgesetztenfunktion 
wahrnimmt oder zur selbständigen Ent-
scheidung über Einstellungen, Anstellun-
gen oder Kündigungen befugt ist. 

 
 (3) Der Verwaltungsrat der Kirchenge-

meinde kann beim Generalvikar beantra-
gen, dass dieser für vorlagepflichtige 
Personen in der Kirchengemeinde die 
Prüfung der erweiterten Führungszeug-
nisse durch einen Bischöflichen Notar 
gemäß Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe c an-
ordnet.  
 

 (4) Die jeweils vorlagepflichtige Person kann 
beim Generalvikar beantragen, dass die-
ser die Prüfung der erweiterten Füh-
rungszeugnisse gemäß Absatz 2 Nr. 1 
durch einen Bischöflichen Notar anord-
net. 

 

§ 4 
Verfahren 

 

§ 4 
Verfahren 

(1) Ein während eines bestehenden Dienst-
verhältnisses oder für eine ehrenamtli-
che Tätigkeit vorzulegendes erweitertes 
Führungszeugnis wird von dem Vorlage-
pflichtigen in einen mit seinem Namen 
und dem Vermerk „Inhalt: Erweitertes 
Führungszeugnis“ versehenen Um-
schlag gelegt. Dieser Umschlag ist zu 
verschließen; zur Öffnung ist nur die für 

(1) Ein während eines bestehenden Dienst-
verhältnisses oder für eine ehrenamtli-
che Tätigkeit vorzulegendes erweitertes 
Führungszeugnis wird von dem Vorlage-
pflichtigen in einen mit seinem Namen 
und dem Vermerk „Inhalt: Erweitertes 
Führungszeugnis“ versehenen Um-
schlag gelegt. Dieser Umschlag ist zu 
verschließen; zur Öffnung ist nur die für 



 

 

die Prüfung des erweiterten Führungs-
zeugnisses zuständige Person berech-
tigt. Der Umschlag ist in einem weiteren 
verschlossenen Umschlag an die gemäß 
§ 3 Abs. 2 zuständige Stelle zur Prüfung 
zu übersenden.  

 

die Prüfung des erweiterten Führungs-
zeugnisses zuständige Person berech-
tigt. Der Umschlag ist in einem weiteren 
verschlossenen Umschlag an den kirch-
lichen Rechtsträger zu übersenden, der 
das erweiterte Führungszeugnis gemäß 
§ 2 Abs. 1 angefordert hat. Nach Zugang 
beim kirchlichen Rechtsträger wird das 
Eingangsdatum auf dem das erweiterte 
Führungszeugnis enthaltenden Um-
schlag vermerkt. Dieser wird sodann der 
gemäß § 3 Abs. 2 und 3 zuständigen Per-
son zur Prüfung zugeleitet.  

 
(2) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn anstelle 

des erweiterten Führungszeugnisses ge-
mäß § 5 Abs. 5 PrävO FD eine beglau-
bigte Kopie vorgelegt wird.  
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(3) Das erweiterte Führungszeugnis darf 
nicht älter als drei Monate sein, wenn es 
dem kirchlichen Rechtsträger zugeht.   
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(4) Die prüfungsberechtigte Person stellt 
fest, ob das erweiterte Führungszeugnis 
Eintragungen enthält, die im Hinblick auf 
die Prävention gegen sexualisierte Ge-
walt an Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen relevant 
sind. In diesem Sinne relevant sind nur 
Eintragungen von Straftaten nach den in 
§ 72a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII in der je-
weils geltenden Fassung genannten 
Straftatbeständen. Bei der Überprüfung 
hat die prüfungsberechtigte Person dafür 
zu sorgen, dass nur sie selbst in das er-
weiterte Führungszeugnis Einsicht neh-
men kann. 

 

(3) Die prüfungsberechtigte Person stellt 
fest, ob das erweiterte Führungszeugnis 
Eintragungen enthält, die im Hinblick auf 
die Prävention gegen sexualisierte Ge-
walt an Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen relevant 
sind. In diesem Sinne relevant sind nur 
Eintragungen von Straftaten nach den in 
§ 72a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII in der je-
weils geltenden Fassung genannten 
Straftatbeständen sowie von sonstigen 
Sexualstraftaten. Bei der Überprüfung 
hat die prüfungsberechtigte Person dafür 
zu sorgen, dass nur sie selbst in das er-
weiterte Führungszeugnis Einsicht neh-
men kann. 

 
(5) Die prüfungsberechtigte Person hat 

schriftlich zu dokumentieren,  
1. wessen erweitertes Führungszeug-

nis sie eingesehen hat, 
2. wann das erweiterte Führungszeug-

nis ausgestellt worden ist,   
3. wann die Einsichtnahme erfolgt ist 

und  
4. ob und gegebenenfalls welche rele-

vanten Eintragungen in dem erwei-
terten Führungszeugnis enthalten 
sind.    

 
 

(4) Die prüfungsberechtigte Person hat auf 
einem Dokumentationsbogen (Anlage 1) 
schriftlich festzuhalten,  
1. wessen erweitertes Führungszeug-

nis sie eingesehen hat, 
2. wann das erweiterte Führungszeug-

nis ausgestellt worden ist,   
3. wann die Einsichtnahme erfolgt ist,  
4. ob nach Absatz 3 Satz 2 relevante 

Eintragungen in dem erweiterten 
Führungszeugnis enthalten sind so-
wie 

5. bei Mitarbeitenden im Sinne von § 2 
Abs. 7 PrävO FD, welche relevanten 
Eintragungen enthalten sind.  



 

 

Die nach Satz 1 dokumentierten Sach-
verhalte sind an die die Personalakte 
führende Stelle weiterzumelden, sofern 
letztere nicht selbst die Prüfung vorge-
nommen hat. Die Weitermeldung muss 
sofort erfolgen, wenn eine relevante Ein-
tragung festgestellt worden ist.  

 

Das erweiterte Führungszeugnis wird 
nach seiner Prüfung an die vorlegende 
Person zurückgeschickt.  

 

 (5) Der ausgefüllte Dokumentationsbogen 
ist der die Personalakte führenden Stelle 
bzw. der zu ehrenamtlicher Tätigkeit be-
auftragenden Stelle in einem verschlos-
senen Umschlag zuzuleiten. Die Zulei-
tung muss sofort erfolgen, falls eine rele-
vante Eintragung festgestellt worden ist. 
In diesem Fall hat die Stelle, die das er-
weiterte Führungszeugnis geprüft hat, 
sofort auch den Generalvikar über die 
nach Absatz 4 dokumentierten Sachver-
halte zu informieren.  

 

(6) Im Falle der Feststellung einer relevan-
ten Eintragung hat die Stelle, die das er-
weiterte Führungszeugnis geprüft hat, 
sofort auch den Generalvikar über die 
nach Abs. 5 Satz 1 dokumentierten 
Sachverhalte zu informieren.  
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(7) Etwaige im erweiterten Führungszeugnis 
enthaltene Eintragungen, die nicht auf 
Straftaten nach den in § 72a Abs. 1 Satz 
1 SGB VIII in der jeweils geltenden Fas-
sung genannten Straftatbeständen beru-
hen, unterliegen einem Verwertungsver-
bot. Sie dürfen nicht an die die Personal-
akte führende Stelle weitergemeldet wer-
den, wenn diese nicht selbst die Prüfung 
des erweiterten Führungszeugnisses 
vorgenommen hat.    

 

(6) Etwaige im erweiterten Führungszeugnis 
enthaltene Eintragungen, die nicht auf 
Straftaten nach den in § 72a Abs. 1 Satz 
1 SGB VIII in der jeweils geltenden Fas-
sung genannten Straftatbeständen oder 
sonstigen Sexualstraftaten beruhen, un-
terliegen einem Verwertungsverbot. Sie 
dürfen nicht an die die Personalakte füh-
rende Stelle bzw. die zu ehrenamtlicher 
Tätigkeit beauftragende Stelle weiterge-
meldet werden.  

 
(8) Die Aufbewahrung der erweiterten Füh-

rungszeugnisse wird vom jeweiligen 
kirchlichen Rechtsträger geregelt und or-
ganisiert. Er muss sicherstellen, dass er-
weiterte Führungszeugnisse, die wäh-
rend eines bestehenden Dienstverhält-
nisses oder für eine ehrenamtliche Tätig-
keit vorgelegt worden sind, von nieman-
dem außer der zur Prüfung berechtigten 
Person eingesehen werden können.  

 

(7) Die Dokumentationsbögen über die Prü-
fung erweiterter Führungszeugnisse sind 
bei Mitarbeitenden Teil der Personalakte. 
Die jeweils einschlägigen Bestimmungen 
über die Personalaktenführung und -auf-
bewahrung finden somit Anwendung. Bei 
ehrenamtlich Tätigen ist die Aufbewah-
rung der Dokumentationsbögen von der 
jeweils beauftragenden Stelle zu organi-
sieren, wobei die Möglichkeit der Ein-
sichtnahme durch unbefugte Personen 
auszuschließen ist. Soweit im Einzelfall 
nicht einschlägige Rechtsvorschriften 
entgegenstehen, erfolgt eine dauerhalte 
Aufbewahrung.   
  



 

 

(9) Sofern es nicht durch für den jeweiligen 
kirchlichen Rechtsträger einschlägige 
rechtliche Bestimmungen ausgeschlos-
sen ist, können erweiterte Führungs-
zeugnisse, die für ehrenamtliche Tätig-
keiten vorgelegt worden sind, nach der 
Überprüfung den vorlagepflichtigen Per-
sonen zurückgegeben werden. Der 
kirchliche Rechtsträger entscheidet in ei-
gener Verantwortung, ob eine Rückgabe 
erfolgt.      

 

(8) Bei der Prüfung von erweiterten Füh-
rungszeugnissen, die im Rahmen von 
Bewerbungen vorgelegt werden, finden 
Absatz 1 Satz 3, der Absätze 5 und 6 so-
wie Absatz 7 Sätze 3 und 4 keine Anwen-
dung. Der nach § 3 Abs. 1 zur Prüfung 
berechtigte Personalverantwortliche 
kann auch andere Eintragungen im er-
weiterten Führungszeugnis als die nach 
Absatz 3 Satz 2 relevanten dokumentie-
ren.  

 

 
§ 5 

Tätigkeitsausschluss  

 

 
§ 5 

Tätigkeitsausschluss  

 
Falls bei der Prüfung des erweiterten Füh-
rungszeugnisses eine relevante Eintragung 
im Sinne von § 4 Abs. 4 Satz 2 festgestellt 
worden ist, ist die betreffende Person unver-
züglich von der Wahrnehmung von Aufga-
ben der Beaufsichtigung, Betreuung, Erzie-
hung oder Ausbildung von Minderjährigen 
oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen auszuschließen.  

 

Falls bei der Prüfung des erweiterten Füh-
rungszeugnisses eine relevante Eintragung 
im Sinne von § 4 Abs. 3 Satz 2 festgestellt 
worden ist, ist die betreffende Person unver-
züglich von der Wahrnehmung von Aufga-
ben der Beaufsichtigung, Betreuung, Erzie-
hung oder Ausbildung von Minderjährigen 
oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen auszuschließen.  

 
Abschnitt  2  

Ausführungsbestimmungen  
zu § 6 PrävO FD:  

Selbstauskunftserklärung 

 

Abschnitt  2  
Ausführungsbestimmungen  

zu § 6 PrävO FD:  
Selbstauskunftserklärung 

 
§ 6 

Verpflichtung zur Abgabe einer 
Selbstauskunftserklärung 

 

§ 6 
Verpflichtung zur Abgabe einer 

Selbstauskunftserklärung 

 
(1) Personen, die nach Inkrafttreten der 

Präventionsordnung vom 17. Novem-
ber 2014 als Mitarbeitende eingestellt 
oder als ehrenamtlich Tätige im Sinne 
von § 2 Abs. 7 PrävO FD beauftragt 
werden, sind zur Abgabe der Selbst-
auskunftserklärung verpflichtet. Bereits 
eingestellte Mitarbeitende und bereits 
ehrenamtlich Tätige müssen die Selbst-
auskunftserklärung nicht abgeben, so-
fern sie eine Selbstverpflichtungserklä-
rung gemäß § 6 der Präventionsord-
nung vom 2. April 2012 (K. A. 2012, Nr. 
70) abgegeben haben. 
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(2) Die Abgabe der Selbstauskunftserklä-
rung erfolgt gegenüber dem jeweiligen 
kirchlichen Rechtsträger einmalig. Per-
sonen, die bei mehreren kirchlichen 

unv eränder t  



 

 

Rechtsträgern mitarbeitend oder ehren-
amtlich tätig sind, müssen gegenüber 
jedem dieser Rechtsträger eine Selbst-
auskunftserklärung abgeben.  
 

§ 7 
Wortlaut 

 

§ 7 
Wortlaut 

 
Die Selbstauskunftserklärung hat den aus 
Anlage 1 ersichtlichen Wortlaut. 

 

 

Die Selbstauskunftserklärung hat den aus 
Anlage 2 ersichtlichen Wortlaut. 

 

§ 8 
Aufbewahrung 

 

§ 8 
Aufbewahrung 

 
Die Aufbewahrung der Selbstauskunftserklä-
rung wird vom jeweiligen kirchlichen Rechts-
träger geregelt und organisiert. Die Erklä-
rung ist auch nach Beendigung des Dienst-
verhältnisses oder der ehrenamtlichen Tätig-
keit aufzubewahren.  
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Abschnitt  3  
Ausführungsbestimmungen zu § 7 

PrävO FD: 
Verhaltenskodex und Verpflich-

tungserklärung 

 

Abschnitt  3  
Ausführungsbestimmungen zu § 7 

PrävO FD: 
Verhaltenskodex und Verpflich-

tungserklärung 

 
§ 9 

Allgemeiner Teil des Verhaltenskodex  

 

§ 9 
Allgemeiner Teil des Verhaltenskodex  

 
Der Wortlaut des Allgemeinen Teils wird 
durch Anlage 2 festgelegt.  

 

Der Wortlaut des Allgemeinen Teils wird 
durch Anlage 3 festgelegt.  

 
§ 10 

Besonderer Teil des Verhaltenskodex  

 

§ 10 
Spezifischer Teil des Verhaltenskodex  

 
(1) Der kirchliche Rechtsträger hat dafür 

Sorge zu tragen, dass erforderlichenfalls 
spezifische Verhaltensregeln für den je-
weiligen Arbeitsbereich formuliert wer-
den. Diese bilden den Besonderen Teil 
des Verhaltenskodex, der den bistums-
einheitlichen Allgemeinen Teil ergänzt 
und konkretisiert. Die Formulierung eines 
Besonderen Teils ist stets erforderlich für 
Verbände, Einrichtungen und Arbeitsbe-
reiche, in denen ausschließlich oder vor-
nehmlich Arbeit mit Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-
nen stattfindet.    

 

(1) Der kirchliche Rechtsträger hat gemäß § 
7 Abs. 3 PrävO FD dafür Sorge zu tra-
gen, dass erforderlichenfalls spezifische 
Verhaltensregeln für die jeweilige Ein-
richtung oder den Arbeitsbereich formu-
liert werden.  



 

 

(2) An der Entwicklung des Besonderen 
Teils des Verhaltenskodex sind, soweit 
vorhanden, zu beteiligen: 
1. Vertreter des Dienstgebers, 
2. Vertreter der Leitung des Arbeitsbe-

reichs, 
3. die Mitarbeitervertretung oder sons-

tige Vertreter der Mitarbeitenden, 
4. Vertreter der ehrenamtlich Tätigen. 
Minderjährige und/oder schutz- oder hil-
febedürftige Erwachsene sowie deren 
gesetzliche Vertreter sollen angemessen 
eingebunden werden. Der kirchliche 
Rechtsträger dokumentiert, wer an der 
Entwicklung mitgewirkt hat. Für nach-
trägliche Änderungen des Besonderen 
Teils gelten die Sätze 1 bis 3 entspre-
chend.  

 

(2) An der Entwicklung des spezifischen 
Teils des Verhaltenskodex sind, soweit 
vorhanden, zu beteiligen: 
1. Vertreter des Dienstgebers, 
2. Vertreter der Leitung des Arbeitsbe-

reichs, 
3. die Mitarbeitervertretung oder sons-

tige Vertreter der Mitarbeitenden, 
4. Vertreter der ehrenamtlich Tätigen. 
Minderjährige und/oder schutz- oder hil-
febedürftige Erwachsene sowie deren 
gesetzliche Vertreter sollen angemessen 
eingebunden werden. Der kirchliche 
Rechtsträger dokumentiert, wer an der 
Entwicklung mitgewirkt hat. Für nach-
trägliche Änderungen des spezifischen 
Teils gelten die Sätze 1 bis 3 entspre-
chend.  

 
(3) Der Besondere Teil des Verhaltenskodex 

soll verbindliche Verhaltensregeln für fol-
gende Bereiche umfassen: 
 
1. Sprache und Wortwahl bei Gesprä-

chen, 
2. adäquate Gestaltung von Nähe und 

Distanz, 
3. Angemessenheit von Körperkontak-

ten, 
4. Beachtung der Intimsphäre, 
5. Zulässigkeit von Geschenken, 
6. Umgang mit und Nutzung von Me-

dien und sozialen Netzwerken, 
7. Disziplinierungsmaßnahmen. 

 

(3) Der spezifische Teil des Verhaltensko-
dex soll verbindliche Verhaltensregeln 
insbesondere für folgende Bereiche um-
fassen: 

1. Sprache und Wortwahl, 
2. adäquate Gestaltung von Nähe und Dis-

tanz, 
3. Angemessenheit von Körperkontakten, 
4. Beachtung der Intimsphäre, 
5. Zulässigkeit von Geschenken, 
6. Umgang mit und Nutzung von Medien 

und sozialen Netzwerken, 
7. Konsequenzen bei Regelüberschreitung. 

(4) Bei der inhaltlichen Gestaltung des Be-
sonderen Teils sollen die diesbezüglich 
vom Bistum herausgegebenen Materia-
lien (Handreichungen, Musterkodizes) 
Verwendung finden. 
 

(4) Bei der inhaltlichen Gestaltung des spe-
zifischen Teils sollen die diesbezüglich 
vom Bistum herausgegebenen Arbeits-
hilfen Verwendung finden. 

 

(5) Der Besondere Teil wird durch den kirch-
lichen Rechtsträger in Kraft gesetzt und 
nach Maßgabe von § 11 bekannt ge-
macht. 

 

(5) Der spezifische Teil soll nach fachlicher 
und rechtlicher Prüfung durch das Bi-
schöfliche Generalvikariat als Dienstver-
einbarung auf Einrichtungsebene nach § 
38 Abs. 1 Nr. 1 Bistums-MAVO geregelt 
werden. Falls in der jeweiligen Einrich-
tung eine Mitarbeitervertretung nicht be-
steht oder eine Dienstvereinbarung nicht 
erreicht werden kann, ist der spezifische 
Teil vom kirchlichen Rechtsträger als 
Dienstanweisung zu erlassen.    

(6) Ein Exemplar des Besonderen Teils ist 
der oder dem Präventionsbeauftragten 
des Bistums zuzuleiten.   

a u fgehoben  



 

 

§ 11 
Bekanntmachung des Verhaltenskodex 

 

§ 11 
Bekanntmachung des Verhaltenskodex 

 
(1) Der gesamte Verhaltenskodex wird in 

geeigneter Weise im jeweiligen Arbeits-
bereich bekannt gemacht, so dass von 
seinem Wortlaut neben den Mitarbeiten-
den und ehrenamtlich Tätigen auch die 
Minderjährigen, die schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen sowie die Eltern 
oder sonstigen Personensorgeberechtig-
ten Kenntnis nehmen können.     

 

unv eränder t  

(2) Alle Mitarbeitenden und ehrenamtlich 
Tätigen erhalten ein gedrucktes 
Exemplar des für sie geltenden Verhal-
tenskodex. Den Minderjährigen, den 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-
nen sowie den Eltern oder sonstigen Per-
sonensorgeberechtigten ist auf Verlan-
gen ein Exemplar auszuhändigen.  

 

(2) Alle Mitarbeitenden und ehrenamtlich 
Tätigen erhalten den Text des für sie gel-
tenden Verhaltenskodex. Den Minderjäh-
rigen, den schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen sowie den Eltern oder 
sonstigen Personensorgeberechtigten 
ist der Text des Verhaltenskodex auf 
Verlangen zu übermitteln.  

  

(3) Über nachträgliche Änderungen des Ver-
haltenskodex sind die Mitarbeitenden 
und ehrenamtlich Tätigen in geeigneter 
Weise zu informieren.  

 

unv eränder t  

§ 12 
Verpflichtungserklärung 

 

§ 12 
Verpflichtungserklärung 

 
(1) (1) Die Verpflichtungserklärung hat den aus 

Anlage 3 ersichtlichen Wortlaut. 

 

(1) Die Verpflichtungserklärung hat den aus 
Anlage 4 ersichtlichen Wortlaut. 

 
(2) Hinsichtlich der Aufbewahrung der Ver-

pflichtungserklärung gilt § 8 entspre-
chend.  

 

 

unv eränder t  

Abschnitt  4  
Ausführungsbestimmungen  

zu § 10 PrävO FD:  
Aus- und Fortbildung 

 

Abschnitt  4  
Ausführungsbestimmungen  

zu § 10 PrävO FD:  
Präventionsschulungen 

 
§ 13 

Schulungsziele  

 

§ 13 
Schulungsziele  

 
Die Qualifizierungs- und Schulungsmaßnah-
men sind arbeitsfeldbezogen zu definieren 
und dienen der Sensibilisierung, der Vermitt-
lung grundlegender Informationen zum 
Thema sexualisierte Gewalt und der Erarbei-
tung eines fachlich adäquaten Nähe-Dis-
tanz-Verhältnisses in der Arbeit mit Minder-
jährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen. Die innere Haltung zu einem 

Schulungen sind zielgruppengerecht und ar-
beitsfeldbezogen hinsichtlich Inhalt, Metho-
den und Umfang zu konzipieren. Ziele der 
Schulungen sind: 
1. Sensibilisierung, 
2. Reflexion der persönlichen und professi-

onellen Haltung zur Thematik, 
3. Vermittlung von fachlichen Informatio-

nen, 



 

 

respektvollen und wertschätzenden Umgang 
mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen soll durch die Ausei-
nandersetzung mit den in § 10 Abs. 2 PrävO 
FD genannten Themen gestärkt und weiter-
entwickelt werden. Das Ziel jeder Schulung 
ist auch die Vermittlung von nötigen Inter-
ventionsschritten, die zur Handlungssicher-
heit bei Verdacht auf sexualisierte Gewalt 
beitragen. 
 
 

4. Entwicklung von Interventionskompe-
tenz, 

5. Auseinandersetzung mit Schnittstel-
lenthemen, 

6. Information zu Präventionsstandards ei-
nes institutionellen Schutzkonzeptes. 

§ 14 
Zielgruppenspezifische Schulungen 

 

§ 14 
Zielgruppenspezifische Schulungen 

 
(1) Der kirchliche Rechtsträger prüft, wel-

che Intensität und Regelmäßigkeit bei 
den Mitarbeitenden und ehrenamtlich 
Tätigen in der Arbeit mit Minderjähri-
gen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen besteht. Er entscheidet 
anhand des diözesanen Curriculums, 
welche Mitarbeitenden und ehrenamt-
lich Tätigen in welchem Umfang ge-
schult werden. Je nach Dauer und In-
halt der Schulungsmaßnahme wird 
zwischen Intensivschulung, Basis-
schulung und Grundinformation unter-
schieden. 

(1) Der kirchliche Rechtsträger entschei-
det unter Wahrung der Rechte der Mit-
arbeitervertretung, welche Mitarbei-
tenden und ehrenamtlich Tätigen in 
welchem Umfang geschult werden. 
Dies geschieht anhand folgender Kri-
terien: 
1. Art und Kontext der Tätigkeit,  
2. Intensität des Kontaktes, 
3. Dauer und Regelmäßigkeit, 
4. Grad an Leitungsverantwortung 
der übertragenen Tätigkeit mit Min-
derjährigen und schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen. 

(2) Eine Intensivschulung, die mindestens 
zwölf Unterrichtsstunden umfasst, er-
halten Beschäftigte, die 
1. in leitender Verantwortung tätig 

sind, unabhängig von der Art, 
Dauer und Intensität des Kontak-
tes zu Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen, oder 

2. im Rahmen ihrer Tätigkeit einen 
intensiven pädagogischen, thera-
peutischen, betreuenden, beauf-
sichtigenden, pflegenden oder 
seelsorglichen Kontakt zu Min-
derjährigen oder schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen ha-
ben. 

 

(2) Eine Schulung für Leitungskräfte er-
halten Beschäftigte, die in leitender 
Verantwortung tätig sind, unabhängig 
von der Art, Dauer und Intensität des 
Kontaktes zu Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen. Da Leitungskräfte Personal- 
und Strukturverantwortung tragen, ist 
diese Zielgruppe neben den allgemei-
nen Schulungszielen und -inhalten 
hinsichtlich der (Weiter-)Entwicklung 
und Umsetzung des institutionellen 
Schutzkonzeptes sowie für Organisa-
tionsentwicklungsthemen im Kontext 
von Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt zu schulen. Die Schulung für 
Leitungskräfte umfasst in der Regel 
sechs Zeitstunden. 
  

 (3) Eine Intensivschulung erhalten Be-
schäftigte, die im Rahmen ihrer Tätig-
keit einen intensiven pädagogischen, 
therapeutischen, betreuenden, beauf-
sichtigenden, pflegenden oder seel-
sorglichen Kontakt zu Minderjährigen 
oder schutz- oder hilfebedürftigen Er-



 

 

wachsenen haben. Die Intensivschu-
lung umfasst in der Regel zwölf Zeit-
stunden. 
  

(3) Im Rahmen einer mindestens sechs 
Unterrichtsstunden umfassenden Ba-
sisschulung werden Beschäftigte und 
ehrenamtlich Tätige geschult, die 
1. nicht unter Absatz 2 Nr. 2 fallen, 

aber dennoch in einem pädagogi-
schen Kontext regelmäßigen 
Kontakt zu Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen haben, oder 

2. bei einer Veranstaltung mit Min-
derjährigen oder schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen mit-
arbeiten, die eine Übernachtung 
einschließt. 

 

(4) Eine Basisschulung erhalten  
1. Beschäftigte, die nicht unter Ab-

satz 3 fallen, aber dennoch in ei-
nem pädagogischen Kontext re-
gelmäßigen Kontakt zu Minder-
jährigen oder schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen haben, 
oder 

2. ehrenamtlich Tätige in Leitungs-
funktion sowie ehrenamtlich Tä-
tige, die in einem pädagogischen 
Kontext regelmäßigen Kontakt zu 
Minderjährigen oder schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen 
haben. 

Die Basisschulung umfasst in der Re-
gel sechs Zeitstunden. 
 

(4) Beschäftigte und ehrenamtlich Tätige 
mit sporadischem Kontakt zu Minder-
jährigen oder schutz- oder hilfebedürf-
tigen Erwachsenen erhalten eine 
Grundinformation im Umfang von drei 
Unterrichtsstunden.  

 

(5) Eine Grundschulung erhalten Be-
schäftigte und ehrenamtlich Tätige mit 
sporadischem Kontakt zu Minderjähri-
gen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen. Die Grundschulung 
umfasst in der Regel drei Zeitstunden.  
 

 (6) Alle anderen Beschäftigten und ehren-
amtlich Tätigen sind im Rahmen einer 
Grundinformation regelmäßig auf die 
Bedeutung von Prävention gegen se-
xualisierte Gewalt hinzuweisen.  
 

 (7) Eine Abweichung von den Schulungs-
formaten nach den Absätzen 2 bis 5 
aufgrund institutioneller Gegebenhei-
ten bedarf der Zustimmung der Fach-
stelle Prävention.  
 

(5) Bei einem anderen Rechtsträger ab-
solvierte Schulungen können ange-
rechnet werden.  

(8) Bei einem anderen Rechtsträger ab-
solvierte Schulungen können aner-
kannt werden.  

 
 

§ 15 
Fortbildung 

 

§ 15 
Vertiefungsschulungen  

Die kirchlichen Rechtsträger haben dafür 
Sorge zu tragen, dass die gemäß § 14 über 
Prävention gegen sexualisierte Gewalt ge-
schulten Personen mindestens alle fünf 
Jahre an Fortbildungsveranstaltungen in die-
sem Bereich teilnehmen. 

Die inhaltliche Ausrichtung der Vertiefungs-
schulungen orientiert sich u. a. an dem The-
menspektrum von § 10 Abs. 2 PrävO FD und 
ermöglicht eine vertiefende Auseinanderset-
zung. 

 



 

 

§ 16 
Schulungsreferentinnen und -referenten 

 

§ 16 
Schulungsreferentinnen und -referenten 

 
(1) Zur Durchführung der Schulungsmaß-

nahmen sind dafür ausgebildete Schu-
lungsreferentinnen und -referenten be-
rechtigt. Die Ausbildung erfolgt in spe-
ziellen Qualifizierungsmaßnahmen in 
Verantwortung der oder des Präventi-
onsbeauftragten oder in eigener Ver-
antwortung des kirchlichen Rechtsträ-
gers mit Zustimmung der oder des Prä-
ventionsbeauftragten. 

 

(1) Zur Durchführung der Schulungsmaß-
nahmen sind dafür ausgebildete Schu-
lungsreferentinnen und -referenten be-
rechtigt. Die Ausbildung erfolgt in spe-
ziellen Qualifizierungsmaßnahmen in 
Verantwortung der Fachstelle Präven-
tion oder in eigener Verantwortung des 
kirchlichen Rechtsträgers mit Zustim-
mung der Fachstelle Prävention. 

(2) Personen, die anderweitig ausgebildet 
wurden oder als Fachkräfte z. B. in Be-
ratungsstellen gegen sexualisierte Ge-
walt arbeiten, können zur Durchführung 
der Schulungsmaßnahmen eingesetzt 
werden. Die Anerkennung einer ein-
schlägigen Qualifizierungsmaßnahme 
sowie evtl. entsprechender Vorerfah-
rungen erfolgt durch die Präventionsbe-
auftragte oder den Präventionsbeauf-
tragten. 

 

(2) Personen, die anderweitig ausgebildet 
wurden oder als Fachkräfte z. B. in Be-
ratungsstellen gegen sexualisierte Ge-
walt arbeiten, können zur Durchfüh-
rung der Schulungsmaßnahmen einge-
setzt werden. Die Anerkennung einer 
einschlägigen Qualifizierungsmaßnah-
me sowie evtl. entsprechender Vorer-
fahrungen erfolgt durch die Fachstelle 
Prävention. 

(3) Die regelmäßige Begleitung, Beratung, 
Fortbildung und Koordination der Schu-
lungsreferentinnen und -referenten liegt 
im Verantwortungsbereich der oder des 
Präventionsbeauftragten. 

 

 

(3) Die regelmäßige Begleitung, Beratung, 
Fortbildung und Koordination der Schu-
lungsreferentinnen und -referenten liegt 
im Verantwortungsbereich der Fach-
stelle Prävention. 

Abschnitt  5  
Ausführungsbestimmungen  

zu § 12 PrävO FD:  
Präventionsfachkraft  

 

Abschnitt  5  
Ausführungsbestimmungen  

zu § 12 PrävO FD:  
Präventionsfachkraft  

 
§ 17 

Bestellung, Qualifikation 

 

§ 17 
Bestellung, Qualifikation 

 
(1) Als Präventionsfachkraft soll nach Mög-

lichkeit eine mitarbeitend oder ehren-
amtlich tätige Person bestellt werden, 
die eine pädagogische, psychologische 
oder beraterische Ausbildung bzw. Zu-
satzqualifikation abgeschlossen hat und 
über Einblick in die Strukturen des kirch-
lichen Rechtsträgers verfügt. 

 

(1) Als Präventionsfachkraft soll nach Mög-
lichkeit eine hauptamtlich tätige Person 
bestellt werden, die eine seelsorgliche, 
pädagogische, psychologische oder be-
raterische Ausbildung abgeschlossen 
hat und über Einblick in die Strukturen 
des kirchlichen Rechtsträgers verfügt. 
Die Aufgabe wird im Rahmen ihrer 
hauptamtlichen Tätigkeit wahrgenom-
men. Die als Präventionsfachkraft fun-
gierende hauptamtlich tätige Person 
kann durch ehrenamtlich tätige Perso-
nen unterstützt werden. 
 



 

 

(2) Die Teilnahme an einer speziellen Qua-
lifizierungsmaßnahme ist verpflichtend.  

 

(2) Die Teilnahme an einer speziellen Qua-
lifizierungsmaßnahme ist verpflichtend. 
Die Präventionsfachkraft nimmt zudem 
regelmäßig an Vernetzungstreffen teil. 

 
(3) Der kirchliche Rechtsträger hat die Prä-

ventionsbeauftragte oder den Präventi-
onsbeauftragten des Bistums über die 
Bestellung schriftlich in Kenntnis zu set-
zen. 

 

(3) Der kirchliche Rechtsträger hat die 
Fachstelle Prävention des Bistums über 
die Bestellung schriftlich in Kenntnis zu 
setzen. 
 

§ 18 
Aufgaben 

 

§ 18 
Aufgaben 

 

(1) Die Präventionsfachkraft  
1. unterstützt den kirchlichen Rechtsträ-

ger bei der Umsetzung der Präven-
tionsordnung und der dazu erlasse-
nen Ausführungsbestimmungen so-
wie bei eigenen präventionsprakti-
schen Bemühungen,   

2. fungiert als Ansprechperson für Mit-
arbeitende sowie ehrenamtlich Tä-
tige bei Fragen zur Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt, 

3. kennt die Verfahrenswege bei Ver-
dachtsmeldungen sowie interne und 
externe Beratungsstellen und kann 
Mitarbeitende und ehrenamtlich Tä-
tige darüber informieren, 

4. berät bei Planung, Organisation und 
Durchführung von Präventionspro-
jekten und Maßnahmen für Minder-
jährige und schutz- oder hilfebedürf-
tige Erwachsene aus Sicht der Prä-
vention gegen sexualisierte Gewalt, 

5. benennt aus präventionspraktischer 
Perspektive Fort- und Weiterbil-
dungsbedarf, 

6. ist Kontaktperson vor Ort für die Prä-
ventionsbeauftragte oder den Prä-
ventionsbeauftragten des Bistums. 
 

(1) Die Präventionsfachkraft  
1. unterstützt den kirchlichen Rechtsträ-

ger bei der Umsetzung der Präven-
tionsordnung und der dazu erlasse-
nen Ausführungsbestimmungen so-
wie bei eigenen präventionsprakti-
schen Bemühungen,   

2. fungiert als Ansprechperson für Mit-
arbeitende sowie ehrenamtlich Tä-
tige bei Fragen zur Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt, 

3. kennt die Verfahrenswege bei Ver-
dachtsmeldungen sowie interne und 
externe Beratungsstellen und kann 
Mitarbeitende und ehrenamtlich Tä-
tige darüber informieren, 

4. berät bei Planung, Organisation und 
Durchführung von Präventionspro-
jekten und Maßnahmen für Minder-
jährige und schutz- oder hilfebedürf-
tige Erwachsene aus Sicht der Prä-
vention gegen sexualisierte Gewalt, 

5. benennt aus präventionspraktischer 
Perspektive Fort- und Weiterbil-
dungsbedarf, 

6. ist Kontaktperson vor Ort für die 
Fachstelle Prävention. 

(2) Die Durchführung der in § 14 genannten 
Intensiv- und Basisschulungen kann zum 
Aufgabenbereich gehören, wenn die als 
Präventionsfachkraft bestellte Person an 
einer diözesanen Ausbildung zum Schu-
lungsreferenten im Bereich Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt teilgenom-
men hat oder eine gleichwertige Ausbil-
dung vorweisen kann. 

 

(2) Die Durchführung der in den §§ 14 und 
15 genannten Schulungen kann zum 
Aufgabenbereich gehören, wenn die als 
Präventionsfachkraft bestellte Person an 
einer diözesanen Ausbildung zum Schu-
lungsreferenten im Bereich Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt teilgenom-
men hat oder eine gleichwertige Ausbil-
dung vorweisen kann. 

 

 

 

 



 

 

§ 19 
Kollegialer Austausch 

 

§ 19 
Kollegialer Austausch 

 
Die oder der Präventionsbeauftragte lädt die 
Präventionsfachkräfte regelmäßig zu Aus-
tauschtreffen und kollegialer Beratung ein. 
Der kirchliche Rechtsträger trägt Sorge da-
für, dass die Präventionsfachkraft mit hinrei-
chender Regelmäßigkeit an den Treffen teil-
nimmt. 
 

Die Fachstelle Prävention lädt die Präven-
tionsfachkräfte regelmäßig zu Austausch-
treffen und kollegialer Beratung ein. Der 
kirchliche Rechtsträger trägt Sorge dafür, 
dass die Präventionsfachkraft mit hinrei-
chender Regelmäßigkeit an den Treffen teil-
nimmt. 

Abschnitt  6  
Schlussbestimmung 

 

Abschnitt  6  
Schlussvorschriften 

 

§ 20 
Inkrafttreten 

 

§ 20 
Vernichtung aufbewahrter erweiterter 

Führungszeugnisse 
 

Diese Ausführungsbestimmungen treten am 
1. Januar 2015 in Kraft. 
 

(1) Die vor Inkrafttreten dieses Allgemeinen 
Ausführungsdekrets vorgelegten und so-
dann beim kirchlichen Rechtsträger auf-
bewahrten erweiterten Führungszeug-
nisse sind vor Ablauf des Jahres 2022 
datenschutzkonform zu vernichten. Die 
hierzu vom Bischöflichen Generalvikariat 
gegebenen Hinweise sind zu beachten.   

 

 (2) Die Vernichtung obliegt dem jeweils zu-
ständigen kirchlichen Rechtsträger. 

 

 § 21 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

 Dieses Allgemeine Ausführungsdekret tritt 
am 1. August 2022 in Kraft. Gleichzeitig tre-
ten die Ausführungsbestimmungen zu der 
Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen im Bistum 
Fulda vom 19. November 2014 (K. A. 2014, 
Nr. 148), die zuletzt durch Dekret vom 9. No-
vember 2016 (K. A. 2016, Nr. 149) geändert 
worden sind, außer Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

An la g e 1  

Dokumentation  

der Prüfung eines erweiterten Führungszeugnisses gemäß § 4 AB PrävO FD 

 
 

I. Angaben zur Person, deren erweitertes Führungszeugnis zu prüfen ist 

Name, Vorname:  

Geburtsdatum:  

Tätig als:  Mitarbeitende/r  

 ehrenamtlich Tätige/r 

II. Prüfung des erweiterten Führungszeugnisses 

Ausstellungsdatum d. Zeugnisses:  

Eingang beim kirchl. Rechtsträger:  

Datum der Prüfung:  

Ergebnis der Prüfung: Nach § 4 Abs. 3 Satz 2 AB PrävO FD relevante Eintragungen  
(vgl. umseitige Erläuterungen) sind in dem erweiterten Füh-
rungszeugnis  

 nicht enthalten 

 enthalten 

Nur im Falle von relevanten Eintragungen in erweiterten Füh-
rungszeugnissen von Mitarbeitenden i. S. v. § 2 Abs. 7 PrävO 
FD hier auflisten, welche relevanten Eintragungen enthalten 
sind: 

 

 

 

III. Angaben zur prüfenden Person 

Name, Vorname  

Funktion:  Bischöfl. Notar/in              …………………..………..………….. 

……………, den …………………………. 

 

………………………………………………………….. 

 
(Unterschrift der prüfenden Person) 

 



 

 

[Rück se i te ]  

Erläuterungen: 

Nach § 4 Abs. 3 Satz 2 AB PrävO FD relevant und damit zu dokumentieren sind nur Eintragungen von Straftaten 
nach den in § 72a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII genannten Straftatbeständen sowie von sonstigen Sexualstraftaten. 

Die in § 72a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII genannten Straftatbeständen sind folgende:  
 

▪ § 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht 

▪ § 174 Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen 

▪ § 174a Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken und Hilfsbedürfti-
gen in Einrichtungen 

▪ § 174b Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung 

▪ § 174c Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsver-
hältnisses 

▪ § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 

▪ § 176a Sexueller Missbrauch von Kindern ohne Körperkontakt mit dem Kind 

▪ § 176b Vorbereitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern 

▪ § 176c Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 

▪ § 176d Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 

▪ § 176e Verbreitung und Besitz von Anleitungen zu sexuellem Missbrauch von Kindern  

▪ § 177 Sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung 

▪ § 178 Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge 

▪ § 180 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger 

▪ § 180a Ausbeutung von Prostituierten 

▪ § 181a Zuhälterei 

▪ § 182 Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 

▪ § 183 Exhibitionistische Handlungen 

▪ § 183a Erregung öffentlichen Ärgernisses 

▪ § 184 Verbreitung pornographischer Schriften 

▪ § 184a Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften 

▪ § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften 

▪ § 184c Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften 

▪ § 184d Zugänglichmachen pornographischer Inhalte mittels Rundfunk oder Telemedien;  

Abruf kinder- und jugendpornographischer Inhalte mittels Telemedien 

▪ § 184e Veranstaltung und Besuch kinder- und jugendpornographischer Darbietungen 

▪ § 184f Ausübung der verbotenen Prostitution 

▪ § 184g Jugendgefährdende Prostitution 

▪ § 184i Sexuelle Belästigung 

▪ § 184k Verletzung des Intimbereichs durch Bildaufnahmen 

▪ § 184l Inverkehrbringen, Erwerb und Besitz von Sexpuppen mit kindlichem Erscheinungsbild  

▪ § 201a Abs. 3 Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs und von Persönlichkeitsrechten 
durch Bildaufnahmen  

▪ § 225 Misshandlung von Schutzbefohlenen 

▪ § 232 Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung 

▪ § 233 Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft 

▪ § 233a Förderung des Menschenhandels 

▪ § 234 Menschenraub 

▪ § 235 Entziehung Minderjähriger 

▪ § 236 Kinderhandel  
 

Sonstige Sexualstraftaten in Sinne der obigen Definition sind Straftaten nach Straftatbeständen des deutschen 

Strafrechts, die inzwischen aufgehoben oder umbenannt worden sind und daher in der vorstehenden Aufzählung 

nicht mehr erscheinen.  



 

 

Anlage 2                       [Vodersei te ]  

Selbstauskunftserklärung  
 

gemäß § 6 der Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im Bistum Fulda 

 
 
I. Personalien der/des Erklärenden  
 
 

Name, Vorname: 
 

______________________________________________________ 

Geburtsdatum, -ort: 
 

______________________________________________________ 

Anschrift: ______________________________________________________ 
 
 
II. Tätigkeit der/des Erklärenden 
 
 

Einrichtung, Dienstort: ______________________________________________________ 
 

Dienstbezeichnung 
bzw. 
ehrenamtl. Tätigkeit: 

 
 
______________________________________________________ 

 
 
III. Erklärung 
 

1. Ich versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat nach §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 
180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 184k, 201a Abs. 3, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 
StGB einem der in § 72a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII genannten Straftatbestände (vgl. Rück-
seite) oder einer sonstigen Sexualstraftat rechtskräftig verurteilt worden bin. 

 

2. Ferner versichere ich, dass gegen mich nicht wegen Verdachts einer solchen Straftat ein 
Strafprozess anhängig ist oder ein Ermittlungsverfahren durchgeführt wird.  

 

3. Ich versichere, dass gegen mich keine kirchlichen Straf- oder Verwaltungsmaßnahmen 
wegen sexualisierter Gewalt ergangen sind und auch diesbezüglich keine Voruntersu-
chung eingeleitet worden ist.  

 

Nr. 4 gilt nur für Personen, die länger als 6 Monate im Ausland gelebt haben (streichen, wenn unzutref-
fend):  
 

4. Ich versichere, dass auch im Ausland gegen mich kein Straf- oder Ermittlungsverfahren 
wegen Verdachts eines Sexualdelikts durchgeführt worden ist. 

 

4. Ich verpflichte mich, bei Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wegen Verdachts einer 
Straftat nach einem der unter vorstehender Nr. 1 genannten Straftatbestände Straftat nach 
einem der in § 72a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII in der jeweils geltenden Fassung genannten 
Straftatbestände (vgl. Rückseite) oder einer sonstigen Sexualstraftat oder einer kirchlichen 
Voruntersuchung im Zusammenhang mit sexualisierter Gewalt meinem Dienstvorgesetz-
ten bzw. der Person, die mich zu meiner ehrenamtlichen Tätigkeit beauftragt hat, hiervon 
unverzüglich Mitteilung zu machen.   

 

Die vorstehende Erklärung bezieht sich auch auf im Ausland durchgeführte Straf- und Ermitt-
lungsverfahren.  
 
_____________________, den ________________ 
 
 
 

__________________________________________ 
Unterschrift 



 

 

[Rücksei te ]  

 
Straftatbestände des Strafgesetzbuchs, auf die die Erklärung Bezug nimmt 

(Auflistung nach § 72a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII) 

 

▪ § 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht 

▪ § 174 Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen 

▪ § 174a Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrich-

tungen 

▪ § 174b Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung 

▪ § 174c Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses 

▪ § 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 

▪ § 176a Sexueller Missbrauch von Kindern ohne Körperkontakt mit dem Kind 

▪ § 176b Vorbereitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern 

▪ § 176c Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 

▪ § 176d Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 

▪ § 176e Verbreitung und Besitz von Anleitungen zu sexuellem Missbrauch von Kindern  

▪ § 177 Sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung 

▪ § 178 Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge 

▪ § 180 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger 

▪ § 180a Ausbeutung von Prostituierten 

▪ § 181a Zuhälterei 

▪ § 182 Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 

▪ § 183 Exhibitionistische Handlungen 

▪ § 183a Erregung öffentlichen Ärgernisses 

▪ § 184 Verbreitung pornographischer Schriften 

▪ § 184a Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften 

▪ § 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften 

▪ § 184c Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften 

▪ § 184d Zugänglichmachen pornographischer Inhalte mittels Rundfunk oder Telemedien;  
Abruf kinder- und jugendpornographischer Inhalte mittels Telemedien 

▪ § 184e Veranstaltung und Besuch kinder- und jugendpornographischer Darbietungen 

▪ § 184f Ausübung der verbotenen Prostitution 

▪ § 184g Jugendgefährdende Prostitution 

▪ § 184i Sexuelle Belästigung 

▪ § 184k Verletzung des Intimbereichs durch Bildaufnahmen 

▪ § 184l Inverkehrbringen, Erwerb und Besitz von Sexpuppen mit kindlichem Erscheinungsbild  

▪ § 201a Abs. 3 Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs und von Persönlichkeitsrechten durch Bildaufnah-

men  

▪ § 225 Misshandlung von Schutzbefohlenen 

▪ § 232 Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung 

▪ § 233 Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft 

▪ § 233a Förderung des Menschenhandels 

▪ § 234 Menschenraub 

▪ § 235 Entziehung Minderjähriger 

▪ § 236 Kinderhandel  



 

 

Anlage 3 

Verhaltenskodex – Allgemeiner Teil  
 

Das Bistum Fulda bietet Lebensräume, in 
denen Menschen ihre Persönlichkeit, ihre re-
ligiösen und sozialen Kompetenzen und Be-
gabungen entfalten können. Dies sollen ge-
schützte Orte sein, an denen sie angenom-
men und sicher sind. Die Verantwortung für 
den Schutz vor jeglicher Form von Gewalt, 
insbesondere sexualisierter Gewalt, liegt bei 
den haupt- und nebenberuflichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern sowie den ehrenamt-
lich Tätigen, die in einem von Achtsamkeit 
geprägten Klima einander und den ihnen an-
vertrauten Menschen begegnen sollen. 
 
Ziel der präventiven Arbeit ist es, eine „Kultur 
der Achtsamkeit“ zu etablieren und dadurch 
Kinder und Jugendliche sowie schutz- oder 
hilfebedürftige Erwachsene vor jeglicher 
Form von sexualisierten Übergriffen zu 
schützen. Hierzu bedarf es der Aneignung 
von Fachwissen und der Schaffung von kur-
zen Beschwerdewegen. Vor allem aber gilt 
es eine Haltung einzunehmen, die gekenn-
zeichnet ist von wachsamem Hinschauen, 
offenem Ansprechen, transparentem und 
einfühlsamem Handeln im Umgang mit Kin-
dern und Jugendlichen, mit schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen und untereinan-
der. 
 
 
Diese Haltung findet ihren Ausdruck in dem 
folgenden Verhaltenskodex: 
 

1. Meine Arbeit mit den mir anvertrauten 
Kindern und Jugendlichen sowie schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen ist 
geprägt von Wertschätzung und Ver-
trauen. Ich achte ihre Rechte und ihre 
Würde. Ich stärke sie, für ihr Recht auf 
seelische und körperliche Unversehrtheit 
wirksam einzutreten. 

2. Ich gehe verantwortungsbewusst und 
achtsam mit Nähe und Distanz um. Ich 
respektiere die Intimsphäre und die per-
sönlichen Grenzen der mir Anvertrauten.  

3. Mir ist meine besondere Vertrauens- und 
Autoritätsstellung gegenüber den mir an-
vertrauten Minderjährigen und schutz- 

Das Bistum Fulda bietet Lebensräume, in 
denen Menschen ihre Persönlichkeit, ihre re-
ligiösen und sozialen Kompetenzen sowie 
ihre Begabungen entfalten können. Beson-
ders Kinder, Jugendliche sowie schutz- oder 
hilfebedürftige Erwachsene sollen sich ange-
nommen und sicher fühlen. Hierzu sind 
schützende Strukturen zu schaffen und in In-
stitutionellen Schutzkonzepten verbindlich 
zu beschreiben. Die Verantwortung für die 
Implementierung dieser Schutzkonzepte tra-
gen in erster Linie die jeweiligen Leitungsver-
antwortlichen.  
 
Die Präventionsarbeit im Bistum Fulda hat 
zum Ziel, eine „Kultur der Achtsamkeit“ zu 
etablieren, die auf den christlichen Grund-
werten beruht. Für alle Mitarbeitenden und 
ehrenamtlich Tätigen heißt dies, eine Grund-
haltung von Wertschätzung und Respekt ein-
zunehmen. Neben einem bewussten und re-
flektierten Umgang mit sich selbst erfordert 
dies einen achtsamen Umgang mit den Kin-
dern und Jugendlichen sowie den schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen. 
 
 

 

 

Diese Grundhaltung findet ihren Ausdruck in 

den folgenden allgemeinen Verhaltensre-

geln: 

1. Beziehungen achtsam gestalten 

Die Kontaktgestaltung mit den anvertrau-

ten Kindern und Jugendlichen sowie den 

schutz- und hilfebedürftigen Erwachse-

nen muss wertschätzend und respektvoll 

sein.  

Die Rechte und die Würde der Anver-

trauten sind zu achten. 

2. Verantwortungsvoll Nähe herstellen 

und Distanz wahren 

Die Nähe zu den Kindern, Jugendlichen 

sowie den schutz- oder hilfebedürftigen 

Erwachsenen ist entsprechend der Rolle 



 

 

oder hilfebedürftigen Erwachsenen be-
wusst. Ich handele nachvollziehbar und 
ehrlich. Beziehungen gestalte ich trans-
parent und nutze keine Abhängigkeiten 
aus. 

4. Ich toleriere weder diskriminierendes, 
gewalttätiges noch grenzüberschreiten-
des sexualisiertes Verhalten in Wort oder 
Tat. Ich beziehe dagegen aktiv Stellung. 
Nehme ich Grenzverletzungen wahr, bin 
ich verpflichtet, die notwendigen und an-
gemessenen Maßnahmen zum Schutz 
der Betroffenen einzuleiten. 

5. Ich informiere mich über die Verfahrens-
wege und die Ansprechpartner für das 
Bistum Fulda, meines Verbandes oder 
meines Trägers und hole mir bei Bedarf 
Beratung und Unterstützung.  

6. Ich bin mir bewusst, dass jegliche Form 
von sexualisierter Gewalt gegenüber 
Schutzbefohlenen disziplinarische, ar-
beitsrechtliche und gegebenenfalls straf-
rechtliche Folgen hat. 

 

der Mitarbeitenden beziehungsweise der 

ehrenamtlich Tätigen der jeweiligen Situ-

ation angemessen zu gestalten.  

Die Intimsphäre der Anvertrauten ist zu 

respektieren und zu schützen. 

Individuelle Grenzempfindungen sind so-

wohl bei den anvertrauten Kindern, Ju-

gendlichen, schutz- oder hilfebedürftigen 

Erwachsenen als auch bei den Mitarbei-

tenden ernst zu nehmen. 

Das eigene Verhalten ist zu reflektieren 

und auf Nachfrage durch Erläuterung 

transparent zu machen. 

3. Respektvoll kommunizieren  
 
Jede Form von Kommunikation mit Kin-
dern, Jugendlichen sowie schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen hat res-
pektvoll zu erfolgen. Verbales und non-
verbales Agieren muss der Rolle der 
oder des Handelnden entsprechen und 
den jeweiligen Adressaten angemessen 
sein. 

 
Bei der Nutzung von Medien und sozia-

len Netzwerken ist die Auswahl von Bil-

dern und sonstigen Materialien im Sinne 

des Jugendschutzes und eines achtsa-

men Umgangs miteinander zu treffen. 

4. Macht und Autorität verantwortlich 

einsetzen 

Die Macht- und Autoritätsstellung gegen-
über den anvertrauten Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen ist nicht zum eigenen Nut-
zen, sondern verantwortungsbewusst 
und zum Wohl der Anvertrauten auszu-
üben. 
 
Das Handeln der Verantwortlichen darf 

nicht willkürlich, sondern muss nachvoll-

ziehbar und begründbar sein. 

5. Situationsangemessen Stellung be-

ziehen 

Sexualisierte physische und psychische 

Grenzverletzungen und Übergriffe schä-

digen die betroffene Person. Sofern sie 

nicht sanktioniert werden, tragen sie 



 

 

dazu bei, dass sich grenzverletzendes 

Verhalten im sozialen Kontext etabliert. 

Daher darf solches Verhalten nicht tole-

riert, sondern soll situationsangemessen 

angesprochen werden. Mitarbeitende 

und ehrenamtlich Tätige sind dazu ange-

halten, Maßnahmen zum Schutz der An-

vertrauten einzuleiten und wenn nötig die 

institutionellen Verfahrenswege zu nut-

zen 

 
 
 

.  



 

 

Anlage 4 

 
Verpflichtungserklärung   

 

gemäß § 7 Abs. 3 Abs. 4 der Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im Bistum Fulda 

 
 
Personalien und Tätigkeit der/des Erklärenden  
 
 
Name, Vorname: 
 

____________________________________________________ 

Geburtsdatum, -ort: 
 

____________________________________________________ 

Anschrift: ____________________________________________________ 
  

____________________________________________________ 
 
Einrichtung,   
Dienstort: 

 
 
____________________________________________________ 

 
Dienstbezeichnung bzw. 
ehrenamtliche Tätigkeit: 
 

 
 
____________________________________________________ 

 
 
 
Erklärung 

 
 
Ich, _____________________________________________, habe ein Exemplar den Text 

des Verhaltenskodex der oben angegebenen Einrichtung erhalten. Die darin formulierten Ver-

haltensregeln habe ich aufmerksam zur Kenntnis genommen.  

 

Ich verpflichte mich, den Verhaltenskodex in seiner jeweils geltenden Fassung im Rahmen 

meiner haupt-, neben- oder ehrenamtlichen Tätigkeit gewissenhaft zu befolgen.  

 

Ich bin darüber informiert worden, welche Folgen Verletzungen der Verhaltensregeln haben 

können.   

 
 
___________________, den _____________  
 
 
 
 
____________________________________ 
Unterschrift 
 

 


